
  16.12.2020 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.12.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2020/11/0207 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/03/0143 B 7. Februar 2020 RS 2 

Stammrechtssatz 

Voraussetzung für den Ausschluss der einer Beschwerde grundsätzlich zukommenden aufschiebenden 
Wirkung ist eine nachvollziehbare Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und der Interessen der 
Verfahrensparteien, aus der sich ebenso nachvollziehbar ergibt, dass für den Fall, dass die aufschiebende 
Wirkung nicht ausgeschlossen wird, gravierende Nachteile für das öffentliche Wohl eintreten würden 
bzw. gravierende Nachteile für eine Partei, die jene Nachteile deutlich überwiegen, die bei nicht 
verfügtem Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde anderen Verfahrensparteien 
entstehen würden (vgl. VwGH 5.9.2018, Ra 2017/03/0105); das Bestehen öffentlicher Interessen am 
Vollzug der Maßnahme berechtigt hingegen nicht schon ohne Weiteres zur Annahme, dass eben diese 
Interessen auch eine sofortige Verwirklichung der getroffenen Maßnahmen dringend gebieten (vgl. 
VwGH 6.5.2019, Ra 2019/03/0040 mwN, zur insoweit vergleichbaren Aufschiebungsentscheidung nach 
§ 30 Abs. 2 VwGG). 
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